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26. Oktober 1975
(G.Pb). - Die Schweizer Wählerinnen

und Wähler haben am
26. Oktober 1975 ihr Parlament
gewählt. Auf einen Schlag
erneuerten sie den gesamten Nationalrat

und den grössten Teil des
Ständerates. In der schweizerischen

Eidgenossenschaft sind
diese beiden Kammern rechtlich
gesehen genau gleichgestellt. Hier
die Verteilung der Neugewählten:

National- Ständerat

rat
Sozialdemokraten 55 + 9) 5( + 1)
Freisinnige 47 (-2) 15
Christiich-Demokraten 46 + 2) 17

Mitglieder
der Volkspartei 21 (- 2) 5

Unabhängige 11 (- 2) 1

Liberale + Evangelische 9 1 (— 1

Republikaner +
Nationale 6 (- 5)
Mitglieder der
Partei der Arbeit 4 (- 1

Autonome
Sozialdemokraten 1 + 1)

Total 200 44

Verschiedene wichtige Begebenheiten

haben die parlamentarischen

Wahlen vom 26. Oktober
1975 geprägt: zum Beispiel:
• Gesamterfolg der 4 Parteien, die
seit 1959 in der Zentralregierung
sind: Die Sozialdemokraten, die
Freisinnigen, die Christlich-De-

mokraten und die Mitglieder der
schweizerischen Volkspartei
erlangten in den beiden Räten
zusammen 8 Sitze mehr.

• Individuelle Siege der
Sozialdemokratischen Partei und in

einem geringeren Ausmasse der
Christlich-demokratischen Fraktion.

Die ersterwähnte Partei
eroberte 10 Sitze mehr in der grossen

Kammer, die zweite zwei.

• Bemerkenswerter Durchbruch
der welschen Linken im Ständerat.
Ein noch nie gesehenes Ereignis,
drei französischsprechende
sozialdemokratische Abgeordnete werden

Seite an Seite tagen, der Genfer

Willy Donzé, der Waadtländer
Jacques Morier-Genoud und der

Neuenburger Pierre Aubert. Daraus

folgt, dass die welsche
Abordnung in der Kantonskammer
beinahe dem allgemeinen Proporz
unter den Parteien entspricht (3
Sozialdemokraten, 3 Freisinnige, 3

Christiich-Demokraten, 1 Liberaler).

In der Deutschschweiz
dagegen behalten die Volkspartei
und der Freisinn eine starke
Übervertretung. Sie verdanken dies wie
bisher mehreren Faktoren: Ma-
jorzsystem für die meisten
Ständeratswahlen (der Nationalrat
wird seit 1919 im Proporzverfahren

bestimmt), häufige Verbin-

Wichtig :
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düngen gegen die linken Parteien
und die «Outsiders», gleiche
Anzahl Sitze pro Kanton.

Stagnierung oder Rückgang der
meisten mittleren und kleinen
Formationen. Die Verluste sind speziell

schwerwiegend für die
Republikaner und Anhänger der nationalen

Aktion aller Richtungen,
welche die hauptsächlichen
Gewinner der Wahlen von 1971 in

der ganzen Schweiz darstellten.
Für sie ist die Zeit vielleicht vorbei.

10. Dezember 1975
(G. Pb). - Am 1 0. Dezember 1975
wurde der Bundesrat für eine neue
Amtsperiode von 4 Jahren
wiedergewählt. Die sieben Mitglieder
der Schweiz. Zentralregierung
haben die Plürde glänzend
genommen. In unsererem Lande sind
die 244 Abgeordneten der
Bundesversammlung hiefür zuständig.
Wie seit 16 Jahren setzt sich der
Bundesrat wiederum aus den vier
grössten politischen Parteien des
Landes zusammen, d.h.:
• 2Sozialdemokraten, der Neuen-
burger Pierre Graber (Eintritt 1 969)
und der Solothurner Willi Rit-
schard (Eintritt 1973)
• 2 Freisinnige, der Zürcher Ernst
Brugger (Eintritt 1969) und der
Waadtländer Georges-André Che-
vallaz (Eintritt 1 973)
• 2 Christiich-Demokraten, der
St.-Galler Kurt Furgler (Eintritt
1971 und der Zuger Hans Hürli-
mann (Eintritt 1 973)

• 1 Mitglied der Volkspartei, der
Berner Rudolf Gnägi (Eintritt
1965)
Nichts trübte die Wahlen vom
10. Dezember. Keine der
oppositionellen Gruppen lehnte sich

gegen das bestehende Gleichgewicht

auf. Die Idee, den Bundesrat
überwiegend auf die Sozialdemokraten

und die Christlich-Demo-
kraten - die beiden als am offensten

angesehenen Parteien - zu
konzentrieren, konnte nicht
verwirklicht werden. Sogar das
Scheitern der Verhandlungen der
vier grossen Parteien über
gemeinsame Legislaturziele hatte
nicht den geringsten Einfluss. (Das
erste diesbezügliche Abkommen
datiert von 1971-1 975). Von nun

an wird Landespolitik nur noch
von den «grossen Linien» geführt,
einer einseitigen Erklärung des
Bundesrates (sie ist vor zwei
Legislaturperioden abgegeben
worden).

Ärger in der welschen Schweiz
Trotzdem haben einige gewichtige
Details vom 10. Dezember 75
erstaunt:

• Pierre Graber und Georges-
André Chevallaz, die beiden
welschen Minister der Zentralregierung,

erhielten das wenigst
schmeichelhafte Ergebnis. Deshalb

äussert sich die welsche
Bevölkerung diesbezüglich auch mit
leichter Verärgerung, zumal die
Kompetenz der beiden Bundesräte
keineswegs in Frage gestellt wird.
Im Gegensatz dazu sind Willi Rit-
schard und Ernst Brugger, zwei
der fünf deutschen Bundesräte,
mit einer ausserordentlich hohen
Stimmenzahl wiedergewählt worden

- übrigens eine verdiente
Huldigung.

• Rudolf Gnägi wurde für das
Jahr 1976 Präsident und Kurt
Furgler Vizepräsident des
Bundesrates. Karl Huber, ein anderer
Christlich-Demokrat von St.Gal¬
len, übernimmt für weitere 4 Jahre
das Amt als Bundeskanzler.

Georges Plomb

Die eidgenössischen Behörden 1976:
Präsident des Nationalrates: Rudolf Etter
Präsident des Ständerates: Willi Wenk
Bundespräsident: Rudolf Gnägi
Vizepräsident des Bundesrates: Kurt Furgler
Bundeskanzler: Karl Huber
Präsident des Bundesgerichtes: Pierre Cavin
Präsident des Eidgenössischen Versicherungsgerichtes: Hans Korner

Zusammensetzung des Bundesrates und Departementszuteilung :

Politisches Departement: Pierre Graber
Departement des Innern: Hans Hürlimann
Justiz- und Polizeidepartement: Kurt Furgler
Militärdepartement: Rudolf Gnägi
Finanz- und Zolldepartement: Georges-André Chevallaz
Volkswirtschaftsdepartement: Ernst Brugger
Verkehrs- und Energiewirtschaftsdepartement: Willi Ritschard
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